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a) Dem Erfordernis einer gesonderten Mitteilung in Text­
form i.S. von § 28 Abs. 4 W G  genügt es, wenn der Versiche­
rer die Belehrung des Versicherungsnehmers in einen Scha­
denmeldungsfragebogen oder ein sonstiges Schreiben auf­
nimmt, in welchem dem Versicherungsnehmer Fragen zur 
Aufklärung des Versicherungsfalls gestellt werden.
b) In diesen Fällen muss sich die Belehrung durch ihre Platz­
ierung und drucktechnische Gestaltung vom übrigen Text 
derart abheben, dass sie für den Versicherungsnehmer nicht
zu übersehen ist.................................................................................. 67

a) Bestimmt die Wahlordnung für die Wahl zur Vertreterver­
sammlung einer Genossenschaft, dass Kandidaten nicht zu­
gleich Mitglied des Wahlvorstands oder Wahlhelfer sein kön­
nen, wird dadurch weder das passive Wahlrecht nach §43a 
Abs. 2 Satz 1 GenG noch der in § 43a Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1 
GenG normierte Grundsatz der allgemeinen Wahl einge­
schränkt.
b) Sehen Satzung und Wahlordnung zur Vertreterwahl einer 
Genossenschaft vor, dass Wahlvorschläge eines Mitglieds zu 
ihrer Wirksamkeit 20 Unterstützungsunterschriften bedür­
fen, verstößt dies bei einer Genossenschaft mit mehr als 
70000 Mitgliedern und einer auf Wahrung der Gleichheit 
des Wahlrechts ausgerichteten Einteilung der Wahlbezirke 
nicht gegen die Grundsätze der allgemeinen und gleichen 
Wahl. Dies gilt auch dann, wenn nach der Wahlordnung 
auch ein Wahlvorschlagsrecht des Wahlvorstands besteht, 
dessen Wahlvorschläge ohne Unterstützung wirksam sind.
c) In der Wahlordnung zur Vertreterversammlung einer Ge­
nossenschaft kann dem Wahlvorstand jedenfalls dann ein 
Wahlvorschlagsrecht eingeräumt werden, wenn ihm aus­
schließlich Mitglieder der Genossenschaft angehören, die 
mehrheitlich von der Vertreterversammlung oder Generalver­
sammlung gewählt werden, und es auch den anderen Mitglie­
dern möglich ist, Wahlvorschläge zu unterbreiten.................... 76

Bei der Beurteilung, ob die Übertragung eines Grundstücks 
durch einen Ehegatten sein Vermögen im Ganzen betrifft, 
ist ein von ihm vorbehaltenes dingliches Wohnungsrecht als 
ihm verbliebenes Vermögen zu berücksichtigen.......................  95

Es kann einen ersatzfähigen Vermögensschaden darstellen, 
wenn dem Inhaber eines DSL-Anschlusses die Möglichkeit 
genommen wird, seinen Zugang zum Internet zu nutzen, 
ohne dass ihm hierdurch Mehraufwendungen entstanden 
oder Einnahmen entgangen sind.................................................... 101

Auch wenn ein Gehölz oder ein Baum nicht zerstört, sondern 
nur beschädigt wird (hier: Thujenabpflanzung), kann die da­
durch entstandene Wertminderung des Grundstücks im 
Grundsatz nach der »Methode Koch« berechnet werden.
Die Vorschriften der Immobilienwertermittlungsverordnung 
vom 19. Mai 2010 stehen dem nicht entgegen...........................  111
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13. Einen Feststellungsantrag nach § 62 Fam FG  kann nur der Be-
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